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Stadt Ahrensburg 8. November 2007  
- Die Bürgermeisterin - 
 
 
 

 
Amtliche Bekanntmachung 

 
 Gremium : Stadtverordnetenversammlung 
 
 Datum  : 19.11.2007 
 
 Ort, Raum : Reithalle des Marstalls 
 
 Beginn : 19:30 Uhr 
 
 
T a g e s o r d n u n g 
   
1. Begrüßung und Eröffnung der Sitzung  
   
2. Bekanntgabe der in nicht öffentlicher Sitzung gefassten Be-

schlüsse der vorangegangenen Sitzung 
 

   
3. Einwohnerfragestunde  
   
4. Festsetzung der Tagesordnung  
   
5. Genehmigung des Protokolls Nr. 07/07 vom 08.10.07  
   
6. Bericht der Bürgermeisterin  
   
7. Ehrung einer Stadtverordneten  
   
8. Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 

2007 - 2011 
 

   
9. Errichtung einer Gemeinschaftsschule (ohne Oberstufe) am 

Standort Schulzentrum Am Heimgarten zum Schuljahr 
2008/2009 

 

   
10. Stadtbetriebe  
   
10.1. Wirtschaftsplan 2008 für die Stadtbetriebe Ahrensburg 

- Teilwirtschaftsplan Stadtentwässerung 
- Teilwirtschaftsplan Bauhof 
- Gesamtwirtschaftsplan 

 

   
10.2. 5. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung  
   

   



10.3. Feststellung des Jahresabschlusses 2006 und Behandlung des 
Jahresergebnisses der Stadtbetriebe Ahrensburg 

 

   
11. 2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ah-

rensburg 
 

   
12. Abschlussbericht der AG Strukturreform  
   
13. Anfragen  
   
13.1. Anfrage des STV Junker (SPD) zum Braunen Hirsch  
   
13.2. Anfrage der STV Löwer (GRÜNE) zum Kaufvertrag 2. Bauab-

schnitt EKZ Ahrensburg 
 

   
 
Es kann beschlossen werden, dass einzelne Punkte der Tagesordnung in nicht öffentli-
cher Sitzung behandelt werden. In dieser Sitzung werden voraussichtlich folgende Ta-
gesordnungspunkte nicht öffentlich beraten: 
 
14. Grundstücksangelegenheit  
   
 
 
 
 
 

   

































 

 
Fraktion der StVV Ahrensburg 

 

 
 
         Ahrensburg 05.11.2007 
 
 
 
 
Anfrage an die Bürgermeisterin,  
 
 
 
 
 
 
Beantwortung öffentlich in der STV Sitzung am 19.11.2007 
(schriftliche Antwort an die Fraktion eine Woche vorher um evtl. Nachfragen vorzubereiten) 
 
 
Fragen zum Kaufvertrag 2 Bauabschnitt EKZ Ahrensburg 
 
 
   1.      Hat die STV dem Kaufvertrag zugestimmt, wenn ja, wann? 
 
   2.      Hat der B Plan 83 bis heute den Stand nach § 33 BaugGB erreicht? 
 
   3.      Liegt eine vollziehbare Baugenehmigung des Käufers für das 
           beabsichtige Bauvorhaben "EKZ Ahrensburg" vor? 
 
   4.      Hat der Käufer einen verbindlichen, abgeschlossenen Mietvertrag 
           für das zu errichtende SB Warenhaus? 
 
   5.      Welche der in § 12 des Kaufvertrages vom 13.12.2005 dargelegten 
           Bedingungen sind per 31.10.2007 erfüllt und dem amtierenden Notar 
           schriftlich mitgeteilt worden? 
 
   6.      Sollten die Bedingungen zum Kaufvertrag nicht ausnahmslos erfüllt 
           sein, welche Aktivitäten zur Rückabwicklung des Kaufvertrages vom 
           13.12.2005 gem. § 12 sind durch die Verwaltung ergriffen worden? 
 
   7.      Sind sämtliche vereinbarten Kaufpreiszahlungen vertragsgemäß 
           geleistet worden? 
 
 
Für die Fraktion Bündnis90/Die GRÜNEN 
 
 

 

Monja Löwer 



 

 

SPD 
 

 

 

Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands 

- Fraktion Ahrensburg – 
 

Ole Junker  Stadtverordneter für die Siedlung Am Hagen, Dänenweg 11,   
Telefon: (p) 305 22,  (d) 040- 48 50 973 

 
Ahrensburg, 15.10.2007 

An  
die Bürgermeisterin U.Pepper 
den Bürgervorsteher W. Bandick 
über 
FD I.3.5 Herr Wilke  
 
 
 
Anfragen „Brauner Hirsch“ zur STVV am 19.11.07 
 
 
Sehr geehrte Frau Pepper ! 
 
Hiermit bitte ich um Beantwortung folgender Fragen in der STVV am 19.11.2007: 
 
1.) Der Kreisel am „Braunen Hirsch“ ist nicht nach der in der Zukunftswerkstatt 
abgestimmten Planung gebaut worden.  

• Wann wurde diese ursprüngliche Planung verworfen? 
• Wer zeichnete dafür Verantwortung? 
• Wann wurde die veränderte Planung dem BPA vorgelegt? 
• Wurde über die veränderte Planung abgestimmt? 
• Gibt es hierzu einen Protokollvermerk?  
• Wenn ja, wie lautet er? 
• Wenn nein, warum nicht? 

 
 
2.) Die Einführung des Tempos 30 im „Braunen Hirsch“ scheitert angeblich durch das 
Votum der Verkehrsaufsicht. 

• Wie viel Zeit wurde im Rahmen der letzten Verkehrsschau dieses Gremiums 
am 28.2.07 der Verkehrsproblematik am „Braunen Hirsch“ gewidmet? 

• Ist es richtig, dass bei einer Verkehrsschau die Teilnehmer lediglich mit einem 
Bus an den ausgewählten Punkten vorbeifahren und Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung hierbei Erklärungen bzw. Kommentare abgeben? 

• Wie lauteten die Argumente der Stadtverwaltung bzgl. des „Braunen Hirsch“ 
bei der letzten Verkehrsschau?  

• Kann eine Verkehrsschau auch nur für die besondere Problematik „Tempo 30“ 
im „Braunen Hirsch“ durchgeführt werden? 

• Können Stadtverordnete an der Verkehrsschau teilnehmen? 
• Wann findet die nächste Verkehrsschau statt? 



• Warum gibt es die Ungleichbehandlung „Dorfstraße“  „Brauner Hirsch“? 
3.) Das Bauamt wollte bei den Fördergeldkriterien die Bedingungen hinsichtlich 
nachträglicher Änderungen prüfen. 

• Wann wurde eine entsprechende Anfrage oder Prüfung beim Land SH 
vorgenommen? 

• Wie lautet der Inhalt dieses Schreibens an das Land? 
• Gibt es bereits eine Antwort? 
• Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Stadtverwaltung daraus? 
• Wenn nein, wann ist mit einer Antwort zu rechnen? 

 
 
4.) Die „Siedlung Am Hagen“ ist durch den Ausbau des „Braunen Hirsch“ verbunden 
mit dem überproportional gestiegenen Verkehrsaufkommen faktisch geteilt. 

• Stimmt die Stadtverwaltung der Ansicht zu, dass der „Braune Hirsch“ mit den 
für 2015 prognostizierten, aber bereits jetzt erreichten Verkehrszahlen zu einer 
südlichen Umgehung Ahrensburgs geworden ist? 

• Ist eine neue Verkehrszählung vorgesehen, wenn ja, wann? 
• Hält es die Stadtverwaltung für aussichtsreich, mit der FHH in Verhandlungen 

einzutreten über eine „Südtangente“ = Verlängerung der Eulenkrugstraße über 
Höltigbaum zur BAB 1? 

 
 
 
Ole Junker 
  
 
 



S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/060 

öffentlich  

Datum 
05.11.2007 

Aktenzeichen 
III.1.1/40 10 05/1 

Federführend: 
Herr Tessmer 

 
Betreff 
 
Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 2007 - 2011 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 01.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007 Herr Junker 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 2007 bis 2011 wird be-
schlossen. 
 
Sachverhalt: 
 
In den letzten Jahren hat die Stadt Ahrensburg bedingt durch steigende Schülerzahlen 
und Einführung der offenen Ganztagsschule an zwei Schulstandorten zusätzlichen Schul-
raum im erheblichen Maße erstellt. In den Jahren 2007 und 2008 ist vorgesehen, bei der 
IGS eine 3-Feld-Sporthalle zu erstellen. Ab diesem Zeitpunkt sind grundsätzlich weitere 
Maßnahmen zur Errichtung zusätzlichen Schulraums nicht erforderlich.  
 
Der Gesamtraumbestand an Unterrichtsräumen in den Ahrensburger Schulen (ohne 
Fachunterrichtsräume) stellt sich wie folgt dar (nach dem Raumnutzungskonzept 2007): 
 
Klassenräume 169 
Gruppenräume 30 
Kursräume für die Oberstufen 19 
Räume für die offene Ganztagsschule 6 
 
Unterrichtsräume (Klassen-/Kursräume) 188 
Schüler 2007/08 4.109 
(Anzahl Schüler je Raum = 21,86 Schüler) 
 
Gleichwohl ist festzustellen, dass einzelne Schulstandorte über nicht genügend Schulraum 
verfügen. Hier muss jeweils im Einzelfall festgestellt werden, welche Maßnahmen sinnvoll 
und zweckmäßig sind, um hier Rahmenbedingungen zu schaffen, die einen ordnungsge-
mäßen Schulbetrieb ermöglichen (auch zeitlich befristet). 
 
Des Weiteren ist vorgesehen, Maßnahmen durchzuführen – auch erforderliche Baumaß-
nahmen – um den vorhandenen Schulraum optimal zu nutzen (Beispiel: Ausbau der Mu-
seumsturnhalle der Stormarnschule zu einem multifunktionalen Schulraum). 

1 



 
Bei der Grundschule Am Schloß soll durch einen Ersatzbau der erforderliche Schulraum, 
der durch den Abriss des Museumstraktes verloren geht, ersetzt werden. Des Weiteren ist 
beabsichtigt, die zu kleinen Klassenräume (unter 50 m²) neu zuzuschneiden, damit norm-
gerechten Klassenräume entstehen. 
 
Die Schulentwicklungsplanung für die Jahre 2007 bis 2011 stellt fest, dass die Entwicklung 
der Schülerzahlen langfristig rückläufig ist. Dadurch ist eine Nachhaltigkeit (10 bis 15 Jah-
re) für weitere Schulneubauten (bezogen auf den Gesamtraumbestand der Ahrensburger 
Schulen) nicht gegeben. 
 
Gleichwohl sind durch die Novellierung des Schulgesetzes erhebliche Veränderungsbe-
darfe bei den Ahrensburger Schulen ausgelöst worden (insbesondere die Einführung von 
neuen Schularten). Die einzelnen Maßnahmen/Punkte wurden in der Schulentwicklungs-
planung für die Jahre 2007 bis 2011 aufgenommen und beschrieben. 
 
Der Bildungs-, Kultur- und Sportausschuss hat in der Sitzung am 01.11.2007 einstimmig 
der Stadtverordnetenversammlung empfohlen, dem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
1. Entwicklung der Schülerzahlen der Ahrensburger Schulen von 1965 bis 2025 
2. Themenschwerpunkte der SEP 2007 bis 20011 einschließlich Bearbeitungshinwei-

se 
3. Ergebnis der Schulleiterbesprechung vom 14.5.2007 zur Schulentwicklungsplanung 

(Kurzfassung) 
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Entwicklung der Schülerzahlen der Ahrensburger Schulen 1965 bis 2025 (ohne zukünftige 
Baugebiete)
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Ergebnis der Schulleiterbesprechung am 14.5.2007 
(Kurzfassung) 
 
 
 
 
 
SEP 2007 – 2011 
 
 
 

1. Verbleib der Schüler der Gemeinschaftsschule am Standort SZ nach 
Klassenstufe 10:Aufnahme der Schüler mit 2.Fremdsprache in der 
Oberstufe Gymnasium SZ; ohne 2. Fremdsprache in der Oberstufe 
IGS nur bei freien Kapazitäten 

 
2. Die Anmeldezahlen beim Gymnasium SZ beinhalten keine Schüler, 

die bei der IGS abgelehnt worden sind. 
 

3. GS Am Schloß: Raumplan für die neue Aufteilung der Räume im 
Hauptgebäude steht noch aus. 

 
4. Raumengpass in der Stormarnschule aufgrund der fast 

durchgehenden 4-zügigkeit in der SEK I: Für die Oberstufe werden 
Wanderklassen eingerichtet. 
Die Stormarnschule favorisiert eine „gesunde 3,5 Zügigkeit“ 

 
5. Raumdefizit für die Oberstufe der IGS durch die Einrichtung der 

Profiloberstufe: Mitnutzung von Räumen in der F-R-S wird geprüft 
 
6. Zuschüsse zur Schulverpflegung: SZ + IGS halten die Regelung für 

erforderlich. Stormarnschule schließt sich dieser Auffassung an 
 

7. Die Grundschulen melden Raummehrbedarfe für Fördermaßnahmen 
an: zusätzliche Klassenräume durch Anwendung eines geringeren 
Richtteilers sowie Gruppenräume für Integrationsklassen (je 
Jahrgang 1 Gruppenraum) 

 
8. Die Ahrensburger Grundschule beabsichtigen eine Nivellierung der 

Klassenfrequenzen. Es sollen große Abweichungen in den 
Klassenfrequenzen der einzelnen Grundschulstandorten vermieden 
werden. 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/060 

öffentlich  

Datum 
21.05.2007 

Aktenzeichen 
III.1.1/40 10 05/1 

Federführend: 
Herr Tessmer 

 
Betreff 
 
Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 2007 - 2011 
 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 07.06.2007  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 2007 bis 2011 wird be-
schlossen. 
 
Sachverhalt: 
 
In den letzten Jahren hat die Stadt Ahrensburg bedingt durch steigende Schülerzahlen 
und Einführung der offenen Ganztagsschule an zwei Schulstandorten zusätzlichen Schul-
raum im erheblichen Maße erstellt. In den Jahren 2007 und 2008 ist vorgesehen, bei der 
IGS eine 3-Feld-Sporthalle zu erstellen. Ab diesem Zeitpunkt sind grundsätzlich weitere 
Maßnahmen zur Errichtung zusätzlichen Schulraums nicht erforderlich.  
 
Der Gesamtraumbestand an Unterrichtsräumen in den Ahrensburger Schulen (ohne 
Fachunterrichtsräume) stellt sich wie folgt dar (nach dem Raumnutzungskonzept 2007): 
 
Klassenräume 169 
Gruppenräume 30 
Kursräume für die Oberstufen 19 
Räume für die offene Ganztagsschule 6 
 
Unterrichtsräume (Klassen-/Kursräume) 188 
Schüler 2007/08 4.109 
(Anzahl Schüler je Raum = 21,86 Schüler) 
 
Gleichwohl ist festzustellen, dass einzelne Schulstandorte über nicht genügend Schulraum 
verfügen. Hier muss jeweils im Einzelfall festgestellt werden, welche Maßnahmen sinnvoll 
und zweckmäßig sind, um hier Rahmenbedingungen zu schaffen, die einen ordnungsge-
mäßen Schulbetrieb ermöglichen (auch zeitlich befristet). 
 
Des Weiteren ist vorgesehen, Maßnahmen durchzuführen – auch erforderliche Baumaß-
nahmen – um den vorhandenen Schulraum optimal zu nutzen (Beispiel: Ausbau der Mu-
seumsturnhalle der Stormarnschule zu einem multifunktionalen Schulraum). 

1 



 
Bei der Grundschule Am Schloß soll durch einen Ersatzbau der erforderliche Schulraum, 
der durch den Abriss des Museumstraktes verloren geht, ersetzt werden. Des Weiteren ist 
beabsichtigt, die zu kleinen Klassenräume (unter 50 m²) neu zuzuschneiden, damit norm-
gerechten Klassenräume entstehen. 
 
Die Schulentwicklungsplanung für die Jahre 2007 bis 2011 stellt fest, dass die Entwicklung 
der Schülerzahlen langfristig rückläufig ist. Dadurch ist eine Nachhaltigkeit (10 bis 15 Jah-
re) für weitere Schulneubauten (bezogen auf den Gesamtraumbestand der Ahrensburger 
Schulen) nicht gegeben. 
 
Gleichwohl sind durch die Novellierung des Schulgesetzes erhebliche Veränderungsbe-
darfe bei den Ahrensburger Schulen ausgelöst worden (insbesondere die Einführung von 
neuen Schularten). Die einzelnen Maßnahmen/Punkte wurden in der Schulentwicklungs-
planung für die Jahre 2007 bis 2011 aufgenommen und beschrieben. 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
1. Entwicklung der Schülerzahlen der Ahrensburger Schulen von 1965 bis 2025 
2. Themenschwerpunkte der SEP 2007 bis 20011 einschließlich Bearbeitungshinwei-

se 
3. Ergebnis der Schulleiterbesprechung vom 14.5.2007 zur Schulentwicklungsplanung 

(Kurzfassung) 
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Entwicklung der Schülerzahlen der Ahrensburger Schulen 1965 bis 2025 (ohne zukünftige 
Baugebiete)
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Ergebnis der Schulleiterbesprechung am 14.5.2007 
(Kurzfassung) 
 
 
 
 
 
SEP 2007 – 2011 
 
 
 

1. Verbleib der Schüler der Gemeinschaftsschule am Standort SZ nach 
Klassenstufe 10:Aufnahme der Schüler mit 2.Fremdsprache in der 
Oberstufe Gymnasium SZ; ohne 2. Fremdsprache in der Oberstufe 
IGS nur bei freien Kapazitäten 

 
2. Die Anmeldezahlen beim Gymnasium SZ beinhalten keine Schüler, 

die bei der IGS abgelehnt worden sind. 
 

3. GS Am Schloß: Raumplan für die neue Aufteilung der Räume im 
Hauptgebäude steht noch aus. 

 
4. Raumengpass in der Stormarnschule aufgrund der fast 

durchgehenden 4-zügigkeit in der SEK I: Für die Oberstufe werden 
Wanderklassen eingerichtet. 
Die Stormarnschule favorisiert eine „gesunde 3,5 Zügigkeit“ 

 
5. Raumdefizit für die Oberstufe der IGS durch die Einrichtung der 

Profiloberstufe: Mitnutzung von Räumen in der F-R-S wird geprüft 
 
6. Zuschüsse zur Schulverpflegung: SZ + IGS halten die Regelung für 

erforderlich. Stormarnschule schließt sich dieser Auffassung an 
 

7. Die Grundschulen melden Raummehrbedarfe für Fördermaßnahmen 
an: zusätzliche Klassenräume durch Anwendung eines geringeren 
Richtteilers sowie Gruppenräume für Integrationsklassen (je 
Jahrgang 1 Gruppenraum) 

 
8. Die Ahrensburger Grundschule beabsichtigen eine Nivellierung der 

Klassenfrequenzen. Es sollen große Abweichungen in den 
Klassenfrequenzen der einzelnen Grundschulstandorten vermieden 
werden. 

 



S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/114 

öffentlich  

Datum 
05.11.2007 

Aktenzeichen 
III.1/40 10 05/2 

Federführend: 
Herr Tessmer 

 
Betreff 
 
Errichtung einer Gemeinschaftsschule (ohne Oberstufe) am Standort 
Schulzentrum Am Heimgarten zum Schuljahr 2008/2009 
 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Bildungs-, Kultur- u. Sportausschuss 01.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007 Herr Junker 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadt Ahrensburg beantragt beim Land Schleswig-Holstein (Ministerium für Bildung 
und Frauen) über den Kreis Stormarn die Errichtung einer Gemeinschaftsschule (ohne 
Oberstufe) am Standort Schulzentrum Am Heimgarten durch Schulartänderung bei der 
Hauptschule im Schulzentrum Am Heimgarten und der Realschule im Schulzentrum Am 
Heimgarten zum Schuljahr 2008/2009. Grundlage des Antrages ist die Schulentwicklungs-
planung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 2007 bis 2011, die Elternbefragung zur 
Schulwahl nach der Grundschule von September 2007 sowie die gemeinsame pädagogi-
sche Konzeption der Haupt- und Realschule im Schulzentrum Am Heimgarten für die neue 
Gemeinschaftsschule. 
 
Das Gymnasium im Schulzentrum Am Heimgarten bleibt bestehen. 
 
Sachverhalt: 
 
Ausgangslage 
 
Die Realschule im Schulzentrum Am Heimgarten hat mit Schreiben vom 01.06.2007, die 
Hauptschule im Schulzentrum Am Heimgarten hat mit Schreiben vom 04.06.2007 die Er-
richtung einer Gemeinschaftsschule durch Schulartänderung zum Schuljahr 2008/2009 bei 
der Stadt Ahrensburg als Schulträger beantragt (siehe Anlage 1). Die Anträge wurden in 
den Sitzungen des Bildungs-, Kultur- und Sportausschusses am 07.06. und 05.07. dieses 
Jahres zusammen mit der Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg für die Jahre 
2007 bis 2011 beraten. 
 
Der Bildungs-, Kultur- und Sportausschuss hat am 07.06. dieses Jahres die Schuleltern-
beiräte der Ahrensburger Grundschulen gebeten, ein Meinungsbild hinsichtlich der Errich-
tung einer Gemeinschaftsschule oder Regionalschule im Schulzentrum Am Heimgarten 
bei den betroffenen Eltern zu erfragen (Eltern der 3. und 4. Klassen). Für die Umfrage 
wurde ein einheitlicher Fragebogen festgelegt (siehe Anlage 2). 
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Der Rücklauf für die Umfrage war auf den 25. September dieses Jahres terminiert. 
 
Das Ergebnis der Elternbefragung zur Schulwahl nach der Grundschule sieht wie folgt aus 
(siehe Anlage 3): 
 
Von insgesamt 693 beteiligten Eltern haben 494 den Fragebogen zurückgegeben 
(70,19 %). Von den 494 Rückläufern haben 54 Eltern mitgeteilt, dass sie zurzeit noch kei-
ne Angaben zur Schulwahl ihres Kindes machen können (12,04 %). Ungültig waren insge-
samt 13 Fragebogen (3,01 %). Von den verbleibenden 427 Fragebögen gibt es insgesamt 
Nennungen für 
 
— die Regionalschule 93 (8,41 %), 
 
— die Gemeinschaftsschule 645 (59,91 %) und 
 
— das Gymnasium 346 (31,68 %). 
 
Die Auswertung dieser Zahlen (basierend auf dem Anteil der Grundschulempfehlungen für 
die Schuljahre 2004/2005 bis 2007/2008) nach der Anzahl der Schülerinnen und Schüler 
ergibt folgendes Bild: 
 
Regionalschule 18 - 22 Schülerinnen und Schüler (1-zügig) 
 
Gemeinschaftsschule 144 - 164 Schülerinnen und Schüler (5- bis 6-zügig) 
 
Gymnasium 113 - 121 Schülerinnen und Schüler (4- bis 5-zügig) 
 
(Auswärtige Schülerinnen und Schüler sind nicht berücksichtigt) 
 
Die oben genannten Schülerzahlen sind nur Annäherungswerte, da die Berechnungspa-
rameter variabel sind (Ergebnis der Umfrage, Aufteilung der Grundschulempfehlungen und 
Jahrgangsstärke). 
 
Der Raumbestand für die Ahrensburger weiterführenden Schulen stellt sich wie folgt dar 
(Kurzdarstellung nach Zügigkeit): 
 
 Zügigkeit Aufnahme 5. Klasse 
  Schuljahr 2007/2008 
 
Stormarnschule 3 4 
Integrierte Gesamtschule 3 3 
Hauptschule SZ 2 1 
Realschule SZ 3 3 
Gymnasium SZ 3 3 
 
Gesamt 14 14 
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Weiteres Verfahren 
 
Nach der Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen vom 
7. September 2007 ist zur Beantragung und Genehmigung von Regional- und Gemein-
schaftsschulen zum Schuljahr 2008/2009 wie folgt zu verfahren: 
 
— Anträge auf Genehmigung einer Regional- oder einer Gemeinschaftsschule zum 

Schuljahr 2008/2009 sind vom Schulträger bis zum 30. November 2007 über die 
Schulämter an das Ministerium für Bildung und Frauen zu richten. 

 
— Die Genehmigung wird spätestens Anfang des Jahres 2008 erteilt. 
 
— Anträge, die nach dem 30. November 2007 eingehen, und solche, die aufgrund un-

vollständiger Unterlagen nicht termingerecht beschieden werden können, werden 
mit dem Ziel bearbeitet, die Genehmigung zum Schuljahr 2009/2010 erteilen zu 
können. 

 
Den Anträgen sind beizufügen: 
 
— Der Beschluss des Schulträgers über die Einrichtung einer Regional- oder Gemein-

schaftsschule; 
 
— ein Nachweis, dass die beantragte Schule der Schulentwicklungsplanung des 

Schulträgers entspricht (bei Abweichung von der Schulentwicklungsplanung des 
Kreises ist eine Begründung dafür beizufügen); 

 
— ein Nachweis der Anhörung der Schulkonferenzen der betroffenen Schulen (siehe 

Anlage 5); 
 
— bei Regionalschulen eine Darstellung, wie die pädagogischen Anforderungen der 

Schulart, die sich aus der Regionalschulordnung ergeben, erfüllt werden sollen; 
 
— bei Gemeinschaftsschulen ein pädagogisches Konzept, dass Aussagen zu Formen 

längeren gemeinsamen Lernens, zur Differenzierung im Hinblick auf Schulab-
schlüsse, zu Formen der Leistungsbeurteilung, ein Ganztagskonzept und gegebe-
nenfalls ein Standortkonzept enthält. Ein Leitfaden zur Erstellung eines pädagogi-
schen Konzeptes kann im Bildungsportal Schleswig-Holstein eingesehen werden. 

 
 
Der Leitfaden für die Erarbeitung eines pädagogischen Konzeptes für eine Gemein-
schaftsschule (von September 2007) ist dieser Vorlage als Anlage 4 beigefügt. Das ge-
meinsame pädagogische Konzept der Haupt- und Realschule im Schulzentrum Am Heim-
garten vom Mai dieses Jahres muss danach überarbeitet werden. Die neue Fassung soll 
in der Sitzung des Bildungs-, Kultur- und Sportausschusses am 1. November dieses Jah-
res vorgelegt werden. 
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Zu den einzelnen Punkten der Bekanntmachung des Ministeriums für Bildung und Frauen: 
 
— Die Beratung und Beschlussfassung über die Errichtung einer Gemeinschaftsschu-

le am Standort Schulzentrum Am Heimgarten ist für den 19. November 2007 in der 
Stadtverordnetenversammlung vorgesehen. Die vom Ministerium vorgegebene Frist 
zum 30. November 2007 kann danach eingehalten werden. 

 
— Die Errichtung einer Gemeinschaftsschule aus der Haupt- und Realschule im 

Schulzentrum Am Heimgarten entspricht der Schulentwicklungsplanung der Stadt 
Ahrensburg für die Jahre 2007 bis 2011, da zum einen die Schülerzahlen für die 
neue Gemeinschaftsschule über einen Zeitraum von 20 Jahren nachgewiesen wer-
den können (Zielgröße 420 Schülerinnen und Schüler) und das Gymnasium im 
Schulzentrum Am Heimgarten selbstständig bleibt (ein zweites Gymnasium ist auf-
grund der Anmeldezahlen zur Schulart Gymnasium in der Stadt Ahrensburg erfor-
derlich). 

 
— Der Nachweis der Anhörung der Schulkonferenzen ist durch die Beantragung der 

Gemeinschaftsschule durch die Haupt- und Realschule im Schulzentrum Am Heim-
garten (Beschluss der Schulkonferenzen vom 31. Mai 2007) erfüllt. 

 
Zusätzliche Rahmenbedingungen für die Errichtung einer Gemeinschaftsschule 
 
Schülerinnen und Schüler, die die neue Gemeinschaftsschule mit mittlerem Bildungsab-
schluss verlassen, können mit 2. Fremdsprache in die Oberstufe des Gymnasiums im 
Schulzentrum Am Heimgarten eintreten; ohne 2. Fremdsprache in die Oberstufe der IGS 
(nur bei freien Kapazitäten). 
 
Schülerinnen und Schüler von Gymnasien, die schrägversetzt werden, können zurzeit 
(gemäß der geltenden Rechtslage) nur in eine Regionalschule aufgenommen werden. Ei-
ne Aufnahme in eine Gemeinschaftsschule ist nicht möglich. Diese Thematik ist im Minis-
terium für Bildung und Frauen bekannt und soll – so die Auskunft von Herrn Schulrat Heim 
– entsprechend gelöst werden. Ansonsten müssten diese Schülerinnen und Schüler – 
wenn die Stadt Ahrensburg keine eigene Regionalschule vorhält – das Stadtgebiet verlas-
sen. 
 
Des Weiteren ist im Rahmen dieser Vorlage darauf hinzuweisen, dass der Werkbereich im 
Schulzentrum Am Heimgarten zu klein dimensioniert ist (2 Werkräume à 46 m²; 2 Neben-
räume à 11 und 15 m²). Der Leiter der Realschule im Schulzentrum Am Heimgarten, Herr 
Bock, beziffert den langfristigen Bedarf (ab 2010) auf 2 Werkräume à 69 m² zuzüglich Ma-
schinenraum 22 m² und Materialraum 22 m². Dieser Bedarf ist aber unabhängig von der 
Errichtung einer Gemeinschaftsschule zu sehen, da auch für eine Regionalschule der vor-
handene Werkbereich zu klein ist. 
 
Da die Schülerzahlen langfristig zurückgehen, soll ein ausreichend dimensionierter Werk-
bereich durch Umnutzungen innerhalb des vorhandenen Raumbestandes geschaffen wer-
den. Allenfalls Umbaumaßnahmen sind gegebenenfalls erforderlich. 
 
Die neue Gemeinschaftsschule wird als offene Ganztagsschule geführt (nach den Be-
stimmungen des Landes Schleswig-Holstein sind Gemeinschaftsschulen grundsätzlich 
offene Ganztagsschulen). Die hierfür erforderlichen räumlichen Voraussetzungen wurden 
bereits 2004 (Cafeteria) und 2006 (Anbau an den 800-er-Bereich) geschaffen. 
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Abstimmung der Schulentwicklungsplanung der Stadt Ahrensburg auf Kreisebene 
 
Grundüberlegungen des Kreises Stormarn zur Sicherstellung eines wohnortnahen und alle 
Schularten umfassenden Bildungsangebots im Kreis Stormarn orientieren sich an den ge-
wachsenen Bildungsregionen (Regionen mit Bildungsangeboten der Sekundarstufe 1 und 
2) unter Berücksichtigung der Belange des ÖPNV. 
 
Danach sollen folgende „Bildungsregionen“ eingerichtet werden: 
 
— Bad Oldesloe/Reinfeld 
 
— Bargteheide 
 
— Ahrensburg/Großhansdorf/Trittau 
 
— Reinbeck/Glinde/Barsbüttel 
 
In diesen Regionen wären aufgrund der vorhandenen Schulstrukturen die Voraussetzun-
gen für ein abgestimmtes, bedarfsorientiertes und alle Schularten umfassendes Bildungs-
angebot in den Sekundarstufen 1 und 2 gegeben. 
 
Hierzu ist Folgendes auszuführen: 
 
Die Stadt Ahrensburg verfügt grundsätzlich langfristig über genügend Schulraum, um alle 
Schülerinnen und Schüler der Stadt Ahrensburg beschulen zu können (siehe Schulent-
wicklungsplanung für die Jahre 2007 – 2011). 
 
Der Elternwille zur Schulwahl ihres Kindes (gemäß der Elternbefragung) kann durch die 
Errichtung einer Gemeinschaftsschule (ohne Oberstufe) im Schulzentrum Am Heimgarten 
weitestgehend abgedeckt werden. Eine Ablehnung von Schülerinnen und Schülern von 
der neuen Gemeinschaftsschule aufgrund fehlender Aufnahmemöglichkeiten wird – bezo-
gen auf Schüler aus Ahrensburg – nach den vorhandenen Raumkapazitäten nicht erfol-
gen. 
 
Dem Elternwunsch auf Besuch ihres Kindes einer Regionalschule kann nach dem Umfra-
geergebnis zur Schulwahl in Ahrensburg nicht nachgekommen werden. Die Mindestschü-
lerzahlen von 240 Schülerinnen und Schülern werden langfristig voraussichtlich nicht er-
reicht (je Jahrgang 40 Schülerinnen und Schüler). 
 
Sollte in den benachbarten Orten, wie Bargteheide und/oder Großhansdorf eine Regional-
schule entstehen, so würde seitens der Schulaufsicht erklärt, dass der Besuch dieser Re-
gionalschule von Ahrensburger Schülern in zumutbarer Entfernung liegen würde. 
 
Die Sicherstellung eines wohnortnahen und alle Schularten umfassenden Bildungsange-
botes muss auf Kreis-/Landesebene entschieden werden. 
 
Der Leiter der Realschule im Schulzentrum Am Heimgarten hat in der Sitzung des Bil-
dungs-, Kultur- und Sportausschusses am 01.11.2007 Ergänzungen zum vorliegenden 
Pädagogischen Konzept der neuen Gemeinschaftsschule vorgelegt (siehe Anlage 6). 
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Des Weiteren hat der Bildungs-, Kultur- und Sportausschuss in der Sitzung am 01.11.2007 
einstimmig der Stadtverordnetenversammlung empfohlen, dem Beschlussvorschlag zuzu-
stimmen. 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
 
Anlage 1: Antrag der Haupt- und Realschule auf Errichtung einer Gemeinschaftsschule 
Anlage 2: Fragebogen zur Schulwahl 
Anlage 3: Ergebnis der Elternbefragung 
Anlage 4: Leitfaden für die Erarbeitung eines Konzeptes für die Gemeinschaftsschule 
Anlage 5: Beschlüsse der Schulkonferenzen der Haupt- und Realschule 
Anlage 6: Ergänzungen zum vorliegenden Pädagogischen Konzept der neuen Gemeinschafts-

schule 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/ 120 

öffentlich  

Datum 
24.10.2007 

Aktenzeichen 
SBA/ he/gl 

Federführend: 
Herr Helberg 

 
Betreff 
 
Wirtschaftsplan 2007 für die Stadtbetriebe Ahrensburg 
— Teilwirtschaftsplan Stadtentwässerung 
— Teilwirtschaftsplan Bauhof 
— Gesamtwirtschaftsplan 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Werkausschuss 08.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007 Herr Rotermundt 

 

Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 

 
Beschlussvorschlag: 
1. Der anliegende Entwurf des Teilwirtschaftsplans 2008 für die Stadtbetriebe Ah-

rensburg – Stadtentwässerung - wird mit folgenden Kennzahlen gem. § 12 Abs. 1 
EigVO beschlossen: 

 Erfolgsplan 
 Erträge 5.686.900 € 
 Aufwendungen 5.596.900 € 
 Jahresgewinn 100.000 € 
 Vermögensplan 
 Einnahmen 2.821.000 € 
 Ausgaben 2.821.000 € 
 Gesamtbetrag der Kredite 0 € 
 Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 0 € 
 Höchstbetrag der Kassenkredite 800.000 € 
2. Der anliegende Entwurf des Teilwirtschaftsplans 2008 für die Stadtbetriebe Ah-

rensburg – Bauhof -  wird mit folgenden Kennzahlen gem. § 12 Abs. 1 EigVO be-
schlossen: 

 Erfolgsplan 
 Erträge 2.928.500 € 
 Aufwendungen 2.798.900 € 
 Jahresgewinn 129.600 € 
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 Vermögensplan 
 Einnahmen 228.200 € 
 Ausgaben 228.200 € 
 Gesamtbetrag der Kredite 0 € 
 Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 0 € 
 Höchstbetrag der Kassenkredite 0 € 
3. Der anliegende Entwurf des Wirtschaftsplans 2008 für die Stadtbetriebe Ah-

rensburg wird mit folgenden Kennzahlen gem. § 12 Abs. 1 EigVO beschlossen: 
 Erfolgsplan 
 Erträge 8.536.000 € 
 Aufwendungen 8.306.400 € 
 Jahresgewinn 229.600 € 
 Vermögensplan 
 Einnahmen 3.049.200 € 
 Ausgaben 3.049.200 € 
 Gesamtbetrag der Kredite 0 € 
 Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen 0 € 
 Höchstbetrag der Kassenkredite 800.000 € 
 
Sachverhalt: 
Die Stadtbetriebe Ahrensburg haben gem. § 12 EigVO und § 11 der Betriebssatzung ei-
nen Wirtschaftsplan aufzustellen. Dieser setzt sich aus den konsolidierten Teilwirtschafts-
plänen der Stadtentwässerung und des Bauhofes zusammen. 
Bei der Aufstellung des Teilwirtschaftsplans für die Stadtentwässerung wurden die für das 
Jahr 2008 neu kalkulierten Gebührensätze zugrunde gelegt. Hierbei wurde die Auflösung 
der Gebührenrückstellungen für den Kostenträger Schmutzwasserbeseitigung und für den 
Kostenträger Niederschlagswasserbeseitigung berücksichtigt.  
Die Planansätze für die Betriebsteile Stadtentwässerung und Bauhof basieren auf dem 
Jahresabschluss 2006 sowie auf Basis des unterjährigen Zwischenergebnisses zum 
31.08.2007 und der erwarteten Kostenentwicklung für das Wirtschaftsjahr 2008. 
Im Wirtschaftsplan für den Gesamtbetrieb wurde die wechselseitige Leistungserbringung 
zwischen den Teilbetrieben im Rahmen der Konsolidierung berücksichtigt. 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
Teilwirtschaftsplan 2008 für die Stadtbetriebe Ahrensburg – Stadtentwässerung 
Teilwirtschaftsplan für die Stadtbetriebe Ahrensburg – Bauhof 
Wirtschaftsplan 2008 für die Stadtbetriebe Ahrensburg 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/ 122 

öffentlich  

Datum 
25.10.2007 

Aktenzeichen 
SBA/ he/ gl 

Federführend: 
Herr Helberg 

 
Betreff 
 
5. Änderungssatzung zur Beitrags- und Gebührensatzung 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter 
Gremium 
Werkausschuss 08.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007 Herr Rotermundt 

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung : X JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 
Das Gutachten über die Ermittlung kostendeckender Benutzungsgebühren 2008 für die Abwas-
serbeseitigung der Stadt Ahrensburg ist den Mitgliedern des Werkausschusses ausgehändigt 
worden. Bei Bedarf kann das gutachten bei den Stadtbetrieben Ahrensburg – Stadtentwässerung 
angefordert werden.  

 
Beschlussvorschlag: 
 
Die 5. Änderungssatzung der Satzung der Stadt Ahrensburg über die Erhebung von Bei-
trägen und Gebühren für die Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung) wird 
in der anliegenden Form (Anlage) mit den ausgewiesenen Gebühren- und Beitragssätzen 
beschlossen.  
 
Sachverhalt: 
 
Die Gebühren für die Abwasserbeseitigung sind gemäß der einschlägigen Rechtspre-
chung zum KAG Schleswig-Holstein laufend zu überprüfen, um dem Verursacherprinzip 
gerecht zu werden. 
 
Mittlerweile konnte die auf dem Wirtschaftsplanentwurf basierende Vorkalkulation für das 
Jahr 2008 abgeschlossen werden. 
 
In der Vorkalkulation der Abwassergebühren 2008 wurde die Auflösung der Gebühren-
überdeckungen - gegliedert nach Kostenträgern - aus dem Vorjahr berücksichtigt. 
 
Es ergeben sich - bei weitgehender Auflösung der Gebührenrückstellungen - folgende 
Gebührensätze bzw. Veränderungen zum Vorjahr, die in § 14 (1) des Satzungsentwurfes 
berücksichtigt sind: 
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Schmutzwassergebühr bei Ableitung in die Kanalisation 1,89 €/m3 (+ 0,04 €/m³) 
Schmutzwassergebühr 
bei Entleerung in abflusslose Sammelgruben 8,75 €/m3 (+ 0,40 €/m³) 
Schlämme aus Kleinkläranlagen  14,59 €/m3 (+ 1,28 €/m³) 

2(- 0,05 €/25 m²) Niederschlagswassergebühr 10,45 €/ 25 m
 
Die geänderten Gebührensätze wurden in der 5. Änderungssatzung (Anlage) zur beste-
henden Beitrags- und Gebührensatzung aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
 
Anlagen: 
5. Änderungssatzung (Beitrags- und Gebührensatzung) 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- STV-Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/ 121 

öffentlich  

Datum 
23.10.2007 

Aktenzeichen 
SBA/ he/gl 

Federführend: 
Herr Helberg 

 
Betreff 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2006 und Behandlung des Jahresergebnisses 
der Stadtbetriebe Ahrensburg 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter 
Gremium 
Werkausschuss 08.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007 Herr Rotermundt 

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung : X JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 
Der Prüfbericht des Jahresabschlusses 2006 ist den Mitgliedern des Werkausschusses ausge-
händigt worden. Bei Bedarf kann dieser bei den Stadtbetrieben Ahrensburg angefordert werden.  

 
Beschlussvorschlag: 
 
a) Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Stadtbetriebe Ahrensburg wird zum 

31.12.2006 mit 
einer Bilanzsumme i. H. v. 51.909.421,35 € 

einer Summe der Erträge i. H. v. 8.594.325,84 € 
einer Summe der Aufwendungen i. H. v.     8.484.022,02 € und  
einem Jahresgewinn i. H. v. 110.303,82 € festgestellt. 

 
 
b) Der Jahresgewinn des Jahres 2006 wird wie folgt verwendet: 
 
 — Abführung an den Haushalt der Stadt  110.303,82 € 
 
Sachverhalt: 
 
Gemäß § 24 EigVO ist der Jahresabschluss des städtischen Eigenbetriebs Stadtbetriebe 
Ahrensburg durch die Stadtverordnetenversammlung innerhalb eines Kalenderjahres nach 
Abschluss des Geschäftsjahres mit den im Beschlussvorschlag ausgewiesenen Kennzah-
len zu beschließen. 
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Weiterhin entscheidet die Stadtverordnetenversammlung gem. § 5 Abs. 1 Nr. 9 EigVO und 
§ 4 der Betriebssatzung über die Verwendung des Jahresergebnisses. 
 
Sofern ein Überschuss erwirtschaftet werden konnte, hat der städtische Haushalt gem. § 8 
Abs. 5 EigVO einen Anspruch auf eine angemessene Eigenkapitalverzinsung, welche von 
der Stadtverordnetenversammlung am 12.07.1999 mit einem Satz von 5 % p. a. festgelegt 
wurde. Dieser Satz wurde im Betriebsteil Stadtentwässerung erreicht, während im Be-
triebsteil Bauhof dieser Verzinsungssatz nicht vollständig erwirtschaftet wurde. 
 
Der Landesrechnungshof hat sich zum Jahresabschluss 2006 bisher nicht geäußert. Vor-
behaltlich dessen Anmerkungen wird über den Jahresabschluss beschlossen. 
 
Der Werkleiter schlägt vor, den erwirtschafteten Gewinn vollständig zur Eigenkapitalver-
zinsung für das Jahr 2006 i. H. v. 110.303,82 € zu verwenden und den Betrag an den 
Haushalt der Stadt Ahrensburg abzuführen.  
 
 
 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
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S T A D T   A H R E N S B U R G 
- Beschlussvorlage - 
 

Vorlagen-Nummer 
 
2007/125 

öffentlich  

Datum 
30.10.2007 

Aktenzeichen 
I.4 

Federführend: 
Herr Wilke 

 
Betreff 
 
2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg 
 
 
Beratungsfolge Datum Berichterstatter Gremium 
Hauptausschuss 12.11.2007  
Stadtverordnetenversammlung 19.11.2007  

 
Finanzielle Auswirkungen : X JA  NEIN 
Mittel stehen zur Verfügung :  JA  NEIN 
Haushaltsstelle :  
Gesamtausgaben :  
Folgekosten :  
Bemerkung: 
 

 
 
Beschlussvorschlag: 
Die 2.Änderugnssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg wird, wie in 
der Vorlage dargestellt, beschlossen. 
 
Entsprechende Mittel sind in den Haushalt 2008 einzustellen. 
 
 
Sachverhalt: 
Der Ältestenrat hat sich in seiner Sitzung am 29.10.2007 mit der Entschädigungssatzung 
befasst. Empfohlen wurde eine Anpassung an die Entschädigungsverordnung Schleswig-
Holstein. Das bedeutet eine Anhebung des Sitzungsgeldes von 15 € auf 17 €. 
 
Allerdings sollen – wie schon bei der letzten Änderung im Jahr 2003 – bei den Aufwands-
entschädigungen nicht die rechtlich möglichen Höchstgrenzen ausgeschöpft werden, son-
dern die Regelungen für Gemeinden bis 30.000 Einwohner für die zu gewährenden Auf-
wandsentschädigungen angewendet werden. 
 
Diese Anpassung ist in der anliegenden Änderungssatzung der Entschädigungssatzung 
dargestellt, die am 01.01.2008 in Kraft treten soll. 
 
Entsprechende Mittel sind in den Haushalt 2008 einzustellen. 
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Mit einem Aspekt hat sich der Ältestenrat, obwohl der Gesetzgeber in § 6 Abs. 3 Entschä-
digungsverordnung Schleswig-Holstein einen Rechtsanspruch einräumt, nicht befasst. 
Diese Vorschrift besagt, dass auf Antrag die Kosten für die Benutzung eines Wohnraums 
für dienstliche Zwecke, die Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung, die 
Kosten der dienstlich notwendigen Telefongebühren und die anteiligen Grundgebühren 
sowie bei erstmaliger Herstellung des Anschlusses nach Übernahme des Ehrenamtes die 
anteiligen Kosten der Herstellung besonders zu erstatten sind. Die Entschädigungssat-
zung kann hierfür eine pauschalierte Erstattung vorsehen. 
 
Um diesen Rechtsanspruch umzusetzen, schlägt die Verwaltung vor, für die Nutzung des 
Wohnraumes und der Telekommunikationsgebühren (incl. Grundgebühren) auf Antrag 
jeweils 10 € pro Monat zu erstatten. Bei der erstmaligen Herstellung eines Anschlusses 
nach Übernahme des Ehrenamtes sollen 50 % der tatsächlich anfallenden Kosten über-
nommen werden. 
 
Die Darstellung der Veränderungen erfolgt in Anlage 1 zur Vorlage. 
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2. Änderungssatzung der Entschädigungssatzung der Stadt Ahrensburg 
 

 
 
Aufgrund des § 4 in Verbindung mit § 24 Abs. 3 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein in 
der Fassung vom 28.02.2003 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein S. 58) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.12.2006 (Gesetz- und Verordnungsblatt S. 285) 
wird nach Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom  . . . . . .  folgende 2. Ände-
rungssatzung zur Entschädigungssatzung vom 28.03.2003 zuletzt geändert am 
29.08.2005 der Stadt Ahrensburg erlassen: 
 

Artikel 1 
 
Mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung werden folgende Regelungen in der 
Entschädigungssatzung geändert: 
 
1.  

§ 2 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung 

 
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung erhalten eine Aufwandsentschädi-
gung gleichzeitig teilweise als monatliche Pauschale und als Sitzungsgeld. Die 
Pauschale beträgt 35 € monatlich. 

 
2. 

§ 3 
Bürgervorsteherin und Bürgervorsteher 

 
Die Bürgervorsteherin oder der Bürgervorsteher erhalten neben Sitzungsgeld oder 
Aufwandsentschädigung nach § 2 eine monatliche Aufwandsentschädigung in Hö-
he von 456 €. 

 
Ziffer 2 und 3 bleiben unverändert. 

 
3. 

§ 4 
Aufwandsentschädigung für weitere ehrenamtliche Tätigkeit 

 
Ziffer 2 
Stellvertretende der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters erhalten bei deren 
oder dessen Verhinderung für jeden Vertretungstag eine Aufwandsentschädigung 
von 43 €. Bei einer dauerhaften Verhinderung von mehr als 2 Wochen am Stück 
verdoppelt sich die Aufwandsentschädigung ab dem 15. Tag. 

 
Ziffer 4 
Fraktionsvorsitzende neben einer Aufwandsentschädigung für Stadtverordnete eine 
monatliche Pauschale von 197 €. Satz 2 und ff. bleiben unverändert. 
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4. 
§ 6 

Sitzungsgeld 
 

Abs. 1 
Das Sitzungsgeld beträgt 17 €. 

 
 

Artikel 2 
 
1. § 10 wird § 11 
 
2. Als neuer § 10 wird eingefügt: 
 

§ 10 
Weitere Entschädigungen 

 
Neben der monatlichen Aufwandsentschädigung werden auf Antrag besonders er-
stattet: 

 
1. Bei Benutzung eines Wohnraumes für dienstliche Zwecke, die zusätzlichen 

Aufwendungen für dessen Heizung, Beleuchtung und Reinigung pauschal 
mit monatlich 10 €; 

 
2. Bei dienstlicher Benutzung einer privaten Telekommunikationseinrichtung die 

Kosten der dienstlich notwendigen Telefongebühren und die anteiligen 
Grundgebühren pauschal mit monatlich 10 € und  

 
3. bei erstmaliger Herstellung des Anschlusses nach Übernahme des Ehren-

amtes die anteiligen Kosten der Herstellung zur Hälfte. Die Kosten sind 
nachzuweisen. 

 
3. § 11 wird § 12 
 
 

Artikel 3 
 

§ 12 
Inkrafttreten 

 
Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2008 in Kraft. 
 
 
 
______________________ 
Pepper 
Bürgermeisterin 
 
Anlagen: 
Anlage 1 
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Art EntschVO SH EntschS alt neu Differenz Mehrbedarf Grundlage
Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld § 2 (2) b § 2 i. V. m. § 6 (1)
Aufwandsentschädigung 30,00 € 35,00 € 5,00 € 2.040,00 € (5*12*34)
Sitzungsgeld 15,00 € 17,00 € 2,00 € 13,33%
Aufwandsentschädigung BüVo § 4 § 3 370 456 86 1.032,00 € (86*12)
Ausschuss-Vorsitz § 9 (1) 2. § 4, 1. 15,00 € 17,00 € 2,00 € 13,33%
Stellvertretung d. Bürgermeisterin § 9 (1) 5. § 4, 3.
1.-14. Tag 35,00 € 43,00 € 8,00 € 112,00 € (abgerundet)
15.-30. Tag 70,00 € 86,00 € 16,00 € 256,00 € dto.

368,00 €
Fraktionsvorsitz (ant. Stv.) § 9 (1) 7. § 4, 4. 160,00 € 197,00 € 37,00 € 1.776,00 € (abger.37*12*4)
stv. Büvo § 9 (1) 11. §  3 15,00 € 17,00 € 2,00 € 20,00 € (Schätzung)

Berechnung des Mehrbedarfs:
Aufwandsentschädigungen
Stadtverordnete 2.040,00 
Bürgervorsteher 1.032,00 
stellv. Bürgermeisterin 368,00 
Fraktionsvorsitzende 1.776,00 
stv. Bürgervorsteher 20,00 

5.236,00 5.300,00 

Sitzungsgeld

Sitzungsgeld für stimmberechtigte o. beratende 
Teilnahme und Ausschuss-Vorsitz 13,33%
Ansatz HHSt. 0000.4010 27.600 3679,08 31.279 31.300

Veränderungen im Haushalt:
HHSt. 0000.4001 30.000 € 5.300 € 35.300 €
HHSt. 0000.4010 27.600 € 3.700 € 31.300 €

57.600 € 9.000 € 66.600 €

Nutzung Wohnung 10,00 € 50 Personen 12 Monate 5.000,00 €
Nutzung Telekommunikation 10,00 € 50 Personen 12 Monate 5.000,00 €
Einrichtung Telekommunikation 50,00 € 10 Personen 500,00 €
HHSt. 0000.4001 10.500,00 €
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